
von fast 1 Mrd. Rubel, die bis 1998 mit Erdgas bezahlt werden? 
Ich möchte wissen, was geschieht mit diesem Staatsgut? Geht es 
z. B. an die Ruhrgas-AG? Ich glaube, die Abgeordneten haben ein 
Recht, zu erfahren, was da wird.

Viertens: Wir fordern die Demokratisierung und Kommunali­
sierung der Energieversorgung in den Städten und Gemeinden 
in Form von Stadtwerken oder regionalen umweltfreundlichen 
Kleinkraftwerken als echte Alternativen zu den Großkraftwer­
ken. Das würde nicht nur die Umwelt entlasten, sondern auch 
neue Arbeitsplätze und Einnahmen für die Kommunen schaffen. 
Den Kommunen sollten 26 % des Eigentums an Energiesystemen 
kostenlos durch die Treuhandgesellschaft übereignet werden, 
parallel zu den Betiebsberufsschulen für die Kommunen.

(Beifall bei der PDS)

Damit würden die Rechte und die Interessen der Kommunen im 
Sinne des Treuhandgesetzes und der Kommunalverfassung ge­
wahrt. Die Länder müssen die Energiehoheit besitzen, nicht die 
Energiekonzerne.

Fünftens: Die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl im April 
1986 hat deutlich gemacht, mit welchem Risiko die Anwendung 
der Kernenergie verbunden ist. Sie hat die Kernenergieproduk­
tion zu einer für die Menschheit existentiellen Frage erhoben 
und zur weiteren Sensibilisierung sowie zu Angst bei großen 
Teilen der Bevölkerung Mitteleuropas geführt. Die Kritiker der 
Kernenergieproduktion weisen auf schwere Belastungen und 
Risiken hin, die aus der Nutzung der Kernenergie generell, ange­
fangen beim Abbau von Uran über den normalen Reaktorbetrieb 
bis hin zur Entsorgung, erwachsen. Ich denke, die Kinder von 
Tschernobyl sind zum Symbol möglicher Schädigungen der zu­
künftigen Generationen geworden.

Gestatten Sie mir noch einige wenige Bemerkungen zur Kern­
energie, weil das ein Thema ist, was auch die Kommunen be­
rührt.

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Herr Abgeordneter, wir 
müssen die Redezeit einhalten. Ich gebe Ihnen noch eine halbe 
Minute.)

Wir sind, das möchte ich kurz sagen, als PDS für einen stufen­
weisen Ausstieg aus der Kernenergie.

(Beifall bei der PDS und Unruhe im Saal)

Dieser stufenweise Ausstieg, vielleicht ist das etwas Neues und 
auch Ausdruck der Erneuerung unserer Partei.

(Unruhe im Saal - Beifall bei der PDS)

Wir sollten zu umweltfreundlichen Gas- und Blockheizkraft­
werken kommen mit Wärmekraftauskoppelung und durch radi­
kale Energieeinsparung wesentliche Beiträge leisten, dann 
brauchen wir uns auch die Kernenergie nicht mehr zu leisten. - 
Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage? 

(Prof. Dr. Hegewald: Bitte.)

Leja (CDU/DA):

Herr Prof. Hegewald, Sie sprachen eben von einer Milliarde 
Verbindlichkeiten der Sowjetunion. Halten Sie es in einer Zeit, in 
der es in erster Linie darum gehen muß, Präsident Gorbatschow 
bei seinen Bestrebungen zur Stabilisierung der wirtschaftlichen 
Situation in diesem Land zu unterstützen, für richtig, ihn damit 
zu belasten und solche Forderungen zum jetzigen Zeitpunkt ein­
zuklagen?

Prof. Dr. Hegewald (PDS):

Wir klagen überhaupt nichts ein. Das ist eine Zeit von acht Jah­
ren, und die Verbindlichkeiten, die eingegangen wurden, sind 
beiderseitig einzulösen. Da muß man nicht von Einklagen spre­
chen. Das sind für meine Begriffe langfristige Verbindlichkei­
ten, die von beiden Seiten eingegangen worden sind und ent­
sprechend eingelöst werden.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Eine weitere Anfrage. Ich möchte die Anfrager daran erin­
nern, daß das von der Redezeit nachher abgeht. Wir müssen 
nach einer Stunde die Aktuelle Stunde beenden.

(Zuruf: Nein, dann hören wir auf.)

Seidel (CDU/DA):

Haben Sie, Herr Prof. Hegewald, ein Finanzierungsmodell, 
wie die Kommunen diese Millionen, ich möchte sagen insgesamt 
Milliarden, aufbringen sollen, um die von Ihnen geforderten 
Stadtwerke zu errichten, in der gegenwärtigen Phase!

Prof. Dr. Hegewald (PDS):

Ich verstehe Ihre Frage in der Hinsicht, daß wir unbedingt In-' 
vestoren benötigen, die sich beteiligen. Aber die Frage ist: Wie 
sind die Proportionen? Die entscheidende Frage ist doch, daß 
wir nicht entmündigt werden.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren! Der Minister hat um das Wort ge­
beten. Bitte, Herr Minister Steinberg.

Prof. Dr. Steinberg, Minister für Umwelt, Naturschutz, 
Energie und Reaktorsicherheit:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Abgeordnete! 
Zunächst gestatten Sie mir bitte einige Worte zum Inhalt des ab­
geschlossenen Energievertrages.

Dieser Energievertrag ist die Grundlage für die notwendige 
Sanierung der Energiewirtschaft und die Gewährleistung einer

sicheren, umweltfreundlichen und ökonomisch effektiven Ener.___________ _
gieversorgung. Damit wird der Koalitionsvereinbarung, der die 
SPD ja auch zugestimmt hat, entsprochen.

Zur Erreichung des Umweltstandards der Bundesrepublik in 
unseren Anlagen der Elektroenergie- und Wärmeversorgung 
sind in den kommenden fünf Jahren Investitionen von 
ca. 20 Mrd. DM für die Umwelttechnik, für die Rekonstruktion 
und auch für den Ersatzneubau von Kraftwerken erforderlich. 
Weitere 7 bis 10 Mrd. DM müssen für die Hoch- und Niederspan­
nungsnetze einschließlich der Schaffung von Koppeleinrichtun­
gen zur Bundesrepublik veranschlagt werden.

Die Beteiligung kapitalkräftiger und zusätzlich mit techni­
schem Knowhow sowie umweltbewußtem und marktgerechtem 
Management ausgestatteten Unternehmen ist hier zwingend 
notwendig. Mit dem jetzt abgeschlossenen Energievertrag wird 
diese Anforderung gewährleistet.

Zweitens: Aufsehenerheischende Schlagzeilen und öffentlich- 
keitswirksame Äußerungen, die dieses Vertragswerk als „Aus­
verkauf der DDR-Energiewirtschaft“ bezeichnen, oder auch 

„Die BRD-Stromgiganten fressen die DDR“ 
oder auch

„Drei Riesen teilen sich die DDR-Stromwirtschaft“ 
zeugen von Unkenntnis der getroffenen vertraglichen Verein-
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